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Allgemeiner Teil zur Police (AT) 

Stand 06.2016)  

1. Vertragsgrundlagen 

Dieser Allgemeine Bedingungsteil gilt für alle in Verbin-
dung mit den Besonderen Versicherungsbedingungen 
abgeschlossenen jeweils rechtlich selbständigen Verträ-
gen der Versicherungspolice. Soweit in den Versiche-
rungsbedingungen nichts Abweichendes vereinbart ist, 
gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

2. Beginn des Versicherungsschutzes, Ver-
tragsdauer  

2.1  Beginn des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Re-
gelung in 3 zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt.  

2.2  Dauer und Ende des Vertrags  

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. Bei einer Vertragsdauer von 
mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 
jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätes-
tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versi-
cherungsjahrs eine Kündigung zugegangen ist. Die Kün-
digung durch den Versicherer muss in Schriftform, durch 
den Versicherungsnehmer in Textform erfolgen. Bei ei-
ner Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf zum vor-
gesehenen Zeitpunkt. Der Vertrag kann bei einer Ver-
tragslaufzeit von mehr als drei Jahren nach Versiche-
rungsvertragsgesetz § 11 Absatz 4 (VVG) gekündigt 
werden. 

3. Beitrag  

3.1  Beitrag und Versicherungssteuer  

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.  

3.2  Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags 

Der erste oder einmalige Beitrag wird, unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufsrechts, sofort nach Zu-
gang des Versicherungsscheins fällig, jedoch nicht vor 
dem im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginn. Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versi-
cherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder 
einmalige Beitrag sofort nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrags. 

3.3  Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des ersten 
oder einmaligen Beitrags  

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späte-
ren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt. Solange der Beitrag nicht gezahlt ist, 
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt 

nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

3.4  Fälligkeit des Folgebeitrags  

Der Folgebeitrag wird am Monatsersten des vereinbar-
ten Beitragszeitraums fällig. 

3.5  Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des Folge-
beitrags  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist be-
stimmten, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab die-
sem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz 
und gleichzeitig kann der Versicherer ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung nach 3.5, Satz 2 darauf hingewiesen wurde. Hat der 
Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsneh-
mer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, 
die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zah-
lung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versiche-
rungsschutz.  

3.6  Teilzahlungen und Folgen bei verspäteter Zah-
lung  

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Ver-
zug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jähr-
liche Beitragszahlung verlangen. 

3.7  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifter-
mächtigung  

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitszeitpunkt eingezogen werden kann und 
der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht. Konnte der fällige Beitrag ohne Ver-
schulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer 
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann 
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Ver-
sicherers erfolgt. Hat der Versicherungsnehmer zu ver-
treten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, 
ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb 
des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 

4. Änderung der Beitragsbemessungs-
grundlagen  

Über die gesetzlichen und einzelvertraglichen Obliegen-
heiten hinaus hat der Versicherungsnehmer nach Auffor-
derung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des ver-
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sicherten Risikos gegenüber den zum Zweck der Bei-
tragsbemessung gemachten Angaben eingetreten sind. 
Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versi-
cherers nachzuweisen. 

5. Rechtsfolgen bei Verletzung von Oblie-
genheiten  

Verletzt der Versicherungsnehmer eine vertragliche Ob-
liegenheit vorsätzlich oder grob fahrlässig, so kann der 
Versicherer nach Maßgabe der §§ 23 bis 28 und 82 VVG 
leistungsfrei zur Kündigung oder Beitragserhöhung be-
rechtigt sein. Außer im Falle einer arglistigen Obliegen-
heitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit we-
der für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

6. Mehrfachversicherung und Überversiche-
rung  

6.1  Mehrfachversicherung  

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert (Mehrfachversicherung, §§ 77 ff. 
VVG), ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versi-
cherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 
der andere Versicherer und die Versicherungssumme 
anzugeben. Ist die Mehrfachversicherung zustande ge-
kommen, ohne dass der Versicherungsnehmer dies 
wusste, kann er binnen eines Monats, nachdem er von 
der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat, die Auf-
hebung des später geschlossenen Vertrags oder eine 
Reduzierung der Versicherungssumme verlangen. Die 
Erklärung wird in dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie dem 
Versicherer zugeht. Verletzt der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht, ist der Versicherer nach Maßgabe 
des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leis-
tungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zu-
gang wirksam. 

6.2  Überversicherung  

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver-
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver-
sicherer als auch der Versicherungsnehmer nach Maß-
gabe des § 74 VVG die Herabsetzung der Versiche-
rungssumme und des Beitrags verlangen. Hat der Versi-
cherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem 
Versicherer steht des Beitrags bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt. 

7. Wegfall des versicherten Interesses  

Der Versicherungsschutz für das versicherte Interesse 
endet zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer davon 
Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse nach 
dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. Dies gilt 
für einzelne Verträge der Police sinngemäß. Endet das 
Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungs-
periode oder wird es nach Beginn rückwirkend aufgeho-
ben oder von Anfang an wegen arglistiger Täuschung 
nichtig, so steht dem Versicherer der Beitrag oder die 
Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 80 VVG 
zu. 

8. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschrif-
tenänderungen  

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sind in Textform abzugeben, sofern nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist. Sie sollen an die 
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zustän-
dig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. Hat 
der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift oder seines Namens dem Versicherer nicht mit-
geteilt, findet § 13 VVG Anwendung. 

9. Anzuwendendes Recht und Gerichts-
stand  

Auf die in dieser Police abgeschlossenen Verträge findet 
ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land Anwendung. Für Klagen aus dem Versicherungs-
verhältnis ist der Hauptsitz des Versicherers maßgeb-
lich, soweit gesetzlich kein ausschließlicher Gerichts-
stand vorgeschrieben oder in den Besonderen Teilen et-
was Abweichendes vereinbart ist. 

10. Verjährung  

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der 
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder 
ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. Ist ein An-
spruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech-
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der 
in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers 
beim Anspruchsteller nicht mit. 

 

 

 


